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6. August bis 5. September 1990

6.8.- UNO. Der Sicherheitsrat befaßt sich in
New York erneut mit dem irakischen Ein-
marsch in Kuwait (vgl. „Blätter", 9/1990,
S. 1030 und S. 1149 ff.) und verhängt wirt-
schaftliche und militärische Sanktionen gegen
den Irak. Den Mitgliedstaaten der Weltorgani-
sation wird die Einfuhr von Waren und Produk-
ten aus dem Irak und dem besetzten Kuwait
untersagt. Von den 15 Ratsmitgliedern enthal-
ten sich Kuba und Jemen der Stimme. Der Rat
äußert am 17. 8. seine Besorgnis über die im
Irak und in Kuwait festgehaltenen Ausländer
und beauftragt UN-Generalsekretär Perez de
Cuellar, „alle Schritte zu unternehmen, die er
für angemessen hält". Eine weitere Resolution
des Rates, die am 25. 8. ebenfalls bei Stimment-
haltung Kubas und Jemens angenommen wird,
gestattet den Kriegsflotten der UN-Mitglied-
staaten, im Golf verdächtige Schiffe anzuhal-
ten und zu durchsuchen, um das Embargo
gegen den Irak sicherzustellen. Die Resolution
enthält jedoch keinen Hinweis auf die Anwen-
dung von Gewalt. -Am 30. 8. kommt General-
sekretär Perez in die jordanische Hauptstadt
Amman, wo er am 31. 8. Verhandlungen mit
dem irakischen Außenminister Aziz über die
Durchführung der Beschlüsse des Sicherheits-
rates aufnimmt. Nach dem Treffen äußerte sich
der Generalsekretär enttäuscht: die Gespräche
seien zwar nützlich gewesen, jedoch ohne Er-
folg geblieben.

- Naher Osten. Der NATO-Rat erörtert
auf einer Sondersitzung in Brüssel die Lage
nach der irakischen Invasion in Kuwait (vgl.
„Blätter", 9/1990, S. 1030). In Presseberichten
heißt es, es bestehe eine breite Übereinstim-
mung zwischen den Mitgliedstaaten, die mili-
tärischen Gegenaktionen untereinander abzu-
stimmen. NATO-Generalsekretär Wörner un-
terbricht einen Urlaub in Kanada und trifft in
Washington mit US-Präsident Bush zusammen.
- Am 7. 8. dementiert der irakische Präsident
Saddam Hussein gegenüber dem amerikani-
schen Geschäftsträger in Bagdad jede An-
griffsabsicht gegen Saudiarabien. Hussein
warnt vor einem militärischen Eingreifen äuße-
rer Mächte in der Region und weist die Sank-
tionsbeschlüsse der Vereinten Nationen zu-
rück. — Am 8. 8. teilt Präsident Bush in einer

Fernsehansprache die Entsendung weiterer
Flotteneinheiten in das Krisengebiet sowie von
Luftlandetruppen nach Saudiarabien mit. Die
USA seien „der Sicherheit und Stabilität am
Persischen Golf verpflichtet" und entschlossen,
„das Leben amerikanischer Staatsbürger im
Ausland zu schützen". Der Mitteilung des Prä-
sidenten war ein Besuch von Verteidigungsmi-
nister Cheney bei König Fahd in Riad voraus-
gegangen. - Am 9. 8. heißt es in einer in Mos-
kau veröffentlichten Erklärung des Außenmi-
nisteriums, die sowjetische Regierung rate an-
gesichts der „dramatisch eskalierenden Ent-
wicklung" von einseitigem Vorgehen ab und
trete für eine kollektive Handlungsweise ein.
Die irakischen Truppen müßten aus Kuwait ab-
gezogen und die Souveränität des Emirates
wieder hergestellt werden. -Am 10. 8. verein-
baren die Staats- und Regierungschefs der Ara-
bischen Liga auf einer Zusammenkunft in
Kairo die Stationierung einer gemeinsamen
Streitmacht in Saudiarabien. Eine entspre-
chende Resolution wird von 12 der 20 anwe-
senden Mitgliedstaaten befürwortet. Gegen-
stimmen kommen vom Irak, Libyen und der
PLO, Stimmenthaltung u. a. von Algerien und
Jemen. An der Konferenz nimmt zeitweise
auch der im Exil lebende Emir von Kuwait As-
Sabah teil. -Am 15. 8. erklärt sich der Irak un-
erwartet bereit, den umstrittenen Grenzverlauf
zum benachbarten Iran entsprechend dem
Vertrag von Algier von 1975 anzuerkennen. Ab
sofort würden die noch auf iranischem Territo-
rium verbliebenen irakischen Truppen abge-
zogen und die iranischen Kriegsgefangenen
freigelassen. Am gleichen Tag fordert Präsi-
dent Hussein zum Sturz des Königshauses und
zur Befreiung der heiligen Stätten des Islam in
Saudiarabien auf. - Am 16. 8. gibt Präsident
Bush den Befehl zu einer Seeblockade des Irak
durch die im Golf anwesende US-Marine. Nöti-
genfalls solle auch Gewalt angewendet wer-
den. — Am 24. 8. appelliert der sowjetische Prä-
sident Gorbatschow in einer persönlichen Bot-
schaft an Präsident Hussein, unverzüglich die
Forderungen des UN-Sicherheitsrates zu erfül-
len. -Am 28. 8. erklärt die irakische Regierung
per Dekret das besetzte Kuwait zur 19. Provinz
des Landes. In einer zweiten Anordnung wer-
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den bestimmte Grenzgebiete von der „Provinz
Kuwait" abgetrennt und in den irakischen Be-
zirk von Basra eingegliedert. - Am 30. 8. be-
richtet die „New York Times", in der amerika-
nischen Administration werde ein Plan über
einen „Lastenausgleich" (burden sharing) für
die Militäraktion im Nahen Osten ausgearbei-
tet. Finanzielle Beiträge erwarte man u. a. von
Japan und der Bundesrepublik. - Am 5. 9.
empfängt Präsident Gorbatschow den iraki-
schen Außenminister Aziz in Moskau zu einer
Unterredung.

- Pakistan. Präsident Ishaq Khan löst das
Parlament auf und entläßt das Kabinett unter
Premierministerin Benazir Bhutto (zum Amts-
antritt vgl. „Blätter", 1/1989, S. 5), der er Kor-
ruption und politische Unfähigkeit vorwirft.
Gleichzeitig wird der Ausnahmezustand ver-
hängt. Die Regierung bezeichnet die Anord-
nungen des Präsidenten als verfassungswidrig.

6.-7. 8. - Südafrika. Delegationen der Re-
gierung und des Afrikanischen Nationalkon-
gresses (ANC) unter Leitung von Präsident de
Klerk und ANC-Vizepräsident Mandela ver-
handeln in Pretoria über die Ausarbeitung
einer neuen Verfassung. Der ANC erklärt sich
bereit, mit sofortiger Wirkung den bewaffneten
Kampf einzustellen, die Regierung sagt die
Entlassung aller politischen Gefangenen bis
zum 30. April 1991 zu. Der Ausnahmezustand
in der Provinz Natal (vgl. „Blätter", 8/1990,
S. 900) solle „sobald als möglich" aufgehoben
werden.

7. 8. - BRD/DDR. Zwischen den Regie-
rungsparteien und der sozialdemokratischen
Opposition beginnt in Bonn eine Serie von Spit-
zengesprächen, an denen auch Bundeskanzler
Kohl und der SPD-Kanzlerkandidat Lafontaine
teilnehmen. Themen sind der Einigungsver-
trag zwischen beiden deutschen Staaten sowie
der Termin für die ersten gesamtdeutschen
Wahlen. Die SPD wendet sich erneut gegen die
von CDU/CSU befürwortete Vorverlegung des
Wahltermins auf Oktober d. J. (vgl. „Blätter",
9/1990, S. 1028). - Am 8. 8. scheitert der am
2. August d. J. unterzeichnete Wahlvertrag
zwischen beiden deutschen Staaten in der
Volkskammer in Berlin an der erforderlichen
Zwei-Drittel-Mehrheit Die für den 9. 8. im
Bundestag vorgesehene abschließende Lesung
des Vertrages wird daraufhin von der Tages-
ordnung abgesetzt. -Am 9. 8. findet ein Antrag
der Regierungskoalition auf Vorverlegung der

Wahlen im Bundestag mit 254 gegen 186 Stim-
men nicht die vorgeschriebene Zwei-Drittel-
Mehrheit. Daraufhin empfiehlt das Bundeska-
binett dem Bundespräsidenten, die Wahl zum
Deutschen Bundestag für den 2. Dezember
1990 anzuordnen. - Am 22. 8. ratifiziert die
Volkskammer in Berlin den „ Vertrag zur Vor-
bereitung und Durchführung der ersten ge-
samtdeutschen Wahl des Deutschen Bundesta-
ges ". Die Entscheidung fällt mit 295 gegen 90
Stimmen bei 2 Enthaltungen, womit die Zwei-
Drittel-Mehrheit erreicht ist. Der Bundestag
billigt den Wahlvertrag am 23. 8. ohne nament-
liche Abstimmung, als letzte parlamentarische
Instanz stimmt der Bundesrat am 24. 8. zu. —
Am 23. 8. beschließt die Volkskammer mit 294
gegen 62 Stimmen bei 7 Enthaltungen den Bei-
tritt der DDR zum Geltungsbereich des Grund-
gesetzes für die Bundesrepublik Deutschland
gemäß Artikel 23 GG mit Wirkung vom 3. Ok-
tober 1990. In dem Beschluß heißt es, die Volks-
kammer gehe davon aus, daß „die Beratungen
zum Einigungsvertrag zu diesem Termin abge-
schlossen sind" und die „Zwei-Plus-Vier-Ver-
handlungen einen Stand erreicht haben, der
die außen- und sicherheitspolitischen Bedin-
gungen der deutschen Einheit regelt". - Am
31. 8. unterzeichnen Bundesminister Schäuble
und DDR-Staatssekretär Krause in Berlin den
„Vertrag zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Deutschen Demokrati-
schen Republik über die Herstellung der Ein-
heit Deutschlands" (Einigungsvertrag). Der
Vertrag (Text in „Dokumente zum Zeitgesche-
hen "), dem umfangreiche Anlagen und zahl-
reiche Protokollnotizen beigegeben sind, wird
anschließend den parlamentarischen Gremien
beider Staaten zur Ratifizierung zugeleitet.

11. 8. - FDP. Die Freien Demokraten der
Bundesrepublik sowie die drei liberalen Partei-
en der DDR schließen sich in Hannover unter
dem Namen „Freie Demokratische Partei/Die
Liberalen" (FDP) zusammen. Die Partei steht
unter der Leitung des FDP-Vorsitzenden Otto
Graf Lambsdorff. Zu seinen Stellvertretern ge-
hören Rainer Ortleb, bisher Vorsitzender des
Bundes Freier Demokraten der DDR, und Rai-
ner Menzel, bisher Vorsitzender der DDR-FDP.

13. 8. - UdSSR. Präsident Gorbatschow er-
läßt ein Dekret, das die Rehabilitierung der
Opfer der stalinistischen Unterdrückungen seit
den 20er Jahren vorsieht. Alle den „bürgerli-
chen und sozial-wirtschaftlichen Menschen-
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rechten widersprechenden Repressionen"
werden für ungesetzlich erklärt. — Am 30. 8. be-
grüßt Gorbatschow die Souveränitätserklärun-
gen der Unionsrepubliken als eine wichtige Er-
rungenschaft der Perestroika und eine wichti-
ge Voraussetzung für die Schaffung einer
Union souveräner Staaten.

15. 8. - DDR. Ministerpräsident de Maiziere
(CDU) gibt auf einer Pressekonferenz die Ent-
lassung von vier Kabinettsmitgliedern be-
kannt, darunter Finanzminister Walter Rom-
berg (SPD) und der von der SPD nominierte
parteilose Landwirtschaftsminister Peter Pol-
lack. Die Fraktion der SPD in der Volkskammer
beschließt darauf hin am 19. 8., die „große Koa-
lition" zu beenden (zur Regierungsbildung
nach den Wahlen vom 18. März d. J. vgl. „Blät-
ter", 6/1990, S. 644 f.). Alle SPD-Minister, dar-
unter Außenminister Markus Meckel, legen
am 20. 8. ihre Ämter nieder. Das Außenmini-
sterium übernimmt zusätzlich Ministerpräsi-
dent de Maiziere. - Am 21. 8. kommt es in der
SPD-Fraktion der Volkskammer zu personel-
len Veränderungen: Der Fraktionsvorsitzende
Richard Schröder tritt zurück, der ehemalige
Parteivorsitzende Ibrahim Böhme verläßt die
Fraktion.

22. 8. -Abrüstung. Vor der in Genf tagen-
den 4. Überprüfungskonferenz des Vertrages
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen
(Beginn 20. 8.) gibt Bundesaußenminister Gen-
scher eine Erklärung ab, in der der Verzicht auf
atomare, biologische und chemische Waffen im
Hinblick auf das vereinte Deutschland bekräf-
tigt wird. Die Erklärung ist mit der Regierung
der DDR abgestimmt.

27.-28. 8.- Kambodscha. Die fünf ständi-
gen Mitglieder des UN-Sicherheitsrates
(China, Frankreich, Großbritannien, UdSSR
und USA) einigen sich auf einer weiteren ver-
traulichen Zusammenkunft in New York (vgl.
„Blätter", 3/1990, S. 261) auf einen Rahmen-
plan zur Beilegung des Bürgerkrieges und die
Abhaltung von freien Wahlen in Kambodscha
unter Aufsicht der Vereinten Nationen. Wäh-
rend einer Übergangsperiode soll ein „Ober-
ster Nationalrat" (Supreme National Council),
bestehend aus Vertretern der verschiedenen
Khmer-Fraktionen, die Regierungsgewalt aus-
üben und das Land nach außen vertreten, eine
UN-Behörde (United Nations Transitional Au-
thority in Cambodia/UNTAC soll die „Schlüs-
selministerien", u. a. Verteidigung und Aus-

wärtiges, verwalten und den Abzug der frem-
den Truppen und Militärberater sowie einen
Waffenstillstand zwischen den Bürgerkrieg-
sparteien überwachen. Der Plan wird von den
Regierungen in Hanoi und Phnom Penh be-
grüßt.

30. 8. - KSZE. Bei den in Wien geführten
Verhandlungen über den Abbau konventio-
neller Streitkräfte und Rüstungen in Europa
(VKSE), die im Rahmen des KSZE-Prozesses
stattfinden, kündigt Bundesaußenminister
Genscher die Verringerung der gesamtdeut-
schen Streitkräfte auf 370 000 Mann an (vgl.
„Blätter", 9/1990, S. 1029). Davon würden
nicht mehr als 345 000 Mann den Land- und
Luftstreitkräften angehören. Die Erklärung des
Bundesaußenministers wird als „bindend" be-
zeichnet und nach Vereinbarung mit der DDR-
Regierung abgegeben.

1. 9. - China/UdSSR. Die Außenminister
Qian Qichen und Schewardnadse sprechen
sich nach einer Begegnung in der chinesischen
Provinzhauptstadt Harbin für die friedliche
Beilegung der Krise am Persischen Golf aus.
Ein weiteres Thema der Unterredung der bei-
den Minister ist die Kambodscha-Frage. Dazu
heißt es in Presseberichten, dieser regionale
Konflikt stehe „ kurz vor einer Lösung ".

- USA/UdSSR. Präsident Bush kündigt vor
der Presse an seinem Urlaubsort Kennebunk-
port ein Treffen mit Präsident Gorbatschow für
den 9. 9. in Helsinki an. Themen des Mei-
nungsaustausches sollten internationale und
bilaterale Probleme sein. In Presseberichten
heißt es, die Begegnung sei angesichts der
Golfkrise kurzfristig vereinbart worden.

4. 9. - Korea. Erstmals seit der Teilung des
Landes und dem Ende des Koreakrieges (1953)
kommt es zu direkten Gesprächen zwischen
den Regierungschefs von Nord- und Südkorea.
Eine nordkoreanische Delegation unter Lei-
tung von Ministerpräsident Yon Hyong Muk
wird in der südkoreanischen Hauptstadt Seoul
von Ministerpräsident Kang Young Hoon emp-
fangen.

- Chile. Der am 11. September 1973 bei
einem Militärputsch getötete Präsident Salva-
dor Allende (vgl. „Blätter", 10/1973, S. 1030)
erhält in Santiago ein Staatsbegräbnis. An der
Zeremonie nehmen Präsident Aylwin sowie
das gesamte Kabinett teil.
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